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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 22. März 1983 71. Stück

168. Bundesgesetz: Strafverfahrensänderungsgesetz 1983
(NR: GP XV RV 1084 AB 1422 S. 148. BR: AB 2690 S. 433.)

169. Bundesgesetz: Änderung des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes
(NR: GP XV RV 1280 AB 1423 S. 148. BR: AB 2691 S. 433.)

170. Bundesgesetz: Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1983 und Änderung des Gebührengesetzes 1957
(NR: GP XV RV 1272 AB 1475 S. 149. BR: AB 2689 S. 433.)

168. Bundesgesetz vom 2. März 1983, mit
dem die Strafprozeßordnung und das Heeres-
disziplinargesetz geändert werden (Strafver-

fahrensänderungsgesetz 1983)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen der Strafprozeßordnung

Die Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 403/1977, 169/1978, 529/1979, 201 und
205/1982 sowie der Kundmachung BGBl.
Nr. 28/1980 wird wie folgt geändert:

1. § 175 Abs. 1 Z 4 hat zu lauten:

„4. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzu-
nehmen ist, er werde eine strafbare Handlung bege-
hen, die gegen dasselbe Rechtsgut gerichtet ist wie
die ihm angelastete, oder er werde die ihm angela-
stete versuchte oder angedrohte Tat (§74 Z 5
StGB) ausführen."

2. § 179 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Nach der Vernehmung hat der Untersu-
chungsrichter sofort zu beschließen, ob der
Beschuldigte wieder auf freien Fuß gestellt oder ob
über ihn die Untersuchungshaft verhängt wird.
Beschwert sich der Beschuldigte gegen die Verhän-
gung der Untersuchungshaft, so ist nach § 194
Abs. 2 vorzugehen. Der Beschluß, daß der Beschul-
digte wieder auf freien Fuß gestellt wird, bedarf
auch dann nicht einer Entscheidung der Ratskam-
mer (§§ 94, 97 Abs. 1), wenn der Staatsanwalt die
Verhängung der Untersuchungshaft beantragt hat.
Der Beschluß des Untersuchungsrichters ist dem
Staatsanwalt binnen 24 Stunden zuzustellen; über
Beschwerden dagegen ist ohne Verzug nach § 113
zu entscheiden. Den Beschwerden gegen die in die-
sem Absatz bezeichneten Beschlüsse kommt auf-
schiebende Wirkung nicht zu."

3. § 180 wird geändert wie folgt:

a) Im Abs. 2 hat die Z 3 zu lauten:

„3. ungeachtet des gegen ihn geführten Strafver-
fahrens

a) eine strafbare Handlung mit schweren Fol-
gen begehen, die gegen dasselbe Rechtsgut
gerichtet ist wie die ihm angelastete strafbare
Handlung mit schweren Folgen;

b) eine strafbare Handlung mit nicht bloß leich-
ten Folgen begehen, die gegen dasselbe
Rechtsgut gerichtet ist wie die ihm angela-
stete strafbare Handlung, wenn er entweder
wegen einer solchen strafbaren Handlung
bereits verurteilt worden ist oder wenn ihm
nunmehr wiederholte oder fortgesetzte
Handlungen angelastet werden;

c) eine strafbare Handlung begehen, die ebenso
wie die ihm angelastete strafbare Handlung
gegen dasselbe Rechtsgut gerichtet ist wie die
strafbaren Handlungen, derentwegen er
bereits zweimal verurteilt worden ist;

d) die ihm angelastete versuchte oder ange-
drohte Tat (§ 74 Z 5 StGB) ausführen."

b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Beurteilung des Haftgrundes nach Abs. 2 Z 3
ist zu berücksichtigen, inwieweit eine Minderung
der dort bezeichneten Gefahr dadurch eingetreten
ist, daß sich die Verhältnisse, unter denen die dem
Beschuldigten angelastete Tat begangen worden
ist, geändert haben."

c) Im Abs. 8 haben die beiden ersten Sätze zu
lauten:

„Der Beschluß des Untersuchungsrichters auf
Verhängung der Untersuchungshaft ist samt
Begründung dem Beschuldigten sofort zu eröffnen;
die Eröffnung ist im Protokoll zu vermerken. Der
begründete Beschluß ist dem Beschuldigten binnen
24 Stunden auch schriftlich zuzustellen; ein Ver-
zicht auf die Zustellung ist ohne Wirkung."

10 106



874 71. Stück — Ausgegeben am 22. März 1983 — Nr. 168

4. Im § 182 werden im ersten Satz die Worte
„sechs Monate" durch die Worte „zwei Monate"
ersetzt.

5. Dem § 191 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Wenn besondere Umstände den Verdacht nahele-
gen, daß die angebotene Kautions- oder Bürg-
schaftssumme aus einer gerichtlich strafbaren
Handlung des Beschuldigten herrührt, hat das
Gericht vor der Annahme der Kaution oder Bürg-
schaft Erhebungen über die Redlichkeit der Her-
kunft vorzunehmen."

6. Im § 193 Abs. 2 entfallen die letzten drei
Sätze; an ihrer Stelle werden folgende Absätze
angefügt:

„(3) Im übrigen darf die Dauer der bloß aus dem
Grund der Verdunkelungsgefahr verhängten
Untersuchungshaft (§180 Abs. 2 2 2) zwei
Monate, die Dauer der auch oder ausschließlich
aus einem anderen Grund verhängten Untersu-
chungshaft (§ 180 Abs. 2 Z 1 und 3 oder Abs. 7)
sechs Monate nicht übersteigen.

(4) Auf Antrag des Untersuchungsrichters, Vor-
sitzenden oder Staatsanwaltes kann der Gerichts-
hof zweiter Instanz wegen besonderer Schwierig-
keit oder besonderen Umfanges der Untersuchung
bestimmen, daß die bloß aus dem Grund der Ver-
dunkelungsgefahr verhängte Haft bis zu drei
Monaten, die auch oder ausschließlich aus einem
anderen Grund verhängte Haft bis zu einem Jahr,
wenn es sich aber um ein Verbrechen handelt, das
mit einer fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe
bedroht ist, bis zu zwei Jahre dauern dürfe; die
Entscheidung darüber, daß die Haft länger als ein
Jahr dauern dürfe, darf erst innerhalb der letzten
sechs Wochen des ersten Haftjahres getroffen wer-
den.

(5) Die zeitliche Beschränkung der auch oder
ausschließlich aus einem anderen Grund als dem
der Verdunkelungsgefahr verhängten Untersu-
chungshaft entfällt mit dem Beginn der Hauptver-
handlung.

(6) Muß ein in Vollziehung der vorstehenden
Bestimmungen aus der Untersuchungshaft entlasse-
ner Beschuldigter zum Zwecke der Durchführung
der Hauptverhandlung neuerlich in Haft genom-
men werden, so darf dies jeweils höchstens für die
Dauer von weiteren sechs Wochen geschehen."

7. § 194 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Eine Haftprüfungsverhandlung ist von Amts
wegen durchzuführen, wenn nicht ohnedies nach
Abs. 2 eine solche Verhandlung stattfinden muß
und die Untersuchungshaft schon zwei Monate
gedauert hat, ohne daß eine solche Verhandlung
durchgeführt worden ist. Auf die von Amts wegen
durchzuführende Haftprüfungsverhandlung kann

der Beschuldigte verzichten, sobald er einen Vertei-
diger hat."

8. Im § 294 hat im Abs. 5 der zweite Satz zu lau-
ten:

„Für die Anberaumung und Durchführung des
Gerichtstages gelten die Bestimmungen der §§ 286
und 287 dem Sinne nach mit der Maßgabe, daß der
nicht verhaftete Angeklagte stets vorzuladen und
auch die Vorführung des verhafteten Angeklagten
zu veranlassen ist, wenn er dies in seiner Berufung
oder Gegenausführung beantragt hat oder die Vor-
führung sonst im Interesse der Rechtspflege gebo-
ten erscheint."

9. Im § 296 Abs. 3 hat der zweite Satz zu lauten:

„Für die Anberaumung und Durchführung des
Gerichtstages gelten die Bestimmungen der §§ 286
und 287 dem Sinne nach mit der Maßgabe, daß der
nicht verhaftete Angeklagte stets vorzuladen und
auch die Vorführung des verhafteten Angeklagten
zu veranlassen ist, wenn er dies in seiner Berufung
oder Gegenausführung beantragt hat oder die Vor-
führung sonst im Interesse der Rechtspflege gebo-
ten erscheint."

10. § 381 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Pauschalkostenbeitrag (Abs. 1 Z 1) darf
folgende Beträge nicht übersteigen:

1. im Verfahren vor den Geschwor-
nengerichten 30000 S,

2. im Verfahren vor den Schöffen-
gerichten 15000 S,

3. im Verfahren vor dem Einzel-
richter des Gerichtshofes erster
Instanz 6000 S,

4. im Verfahren vor den Bezirksge-
richten 3000 S."

11. Nach dem § 393 wird folgende Bestimmung
eingefügt:

„§ 393 a. (1) Wird ein nicht lediglich auf Grund
einer Privatanklage oder der Anklage eines Privat-
beteiligten (§ 48) Angeklagter freigesprochen oder
das Strafverfahren nach Durchführung einer
Hauptverhandlung gemäß § 227 oder nach einer
gemäß den §§ 353 oder 362 erfolgten Wiederauf-
nahme eingestellt, so hat ihm der Bund auf Antrag
einen Beitrag zu den Kosten der Verteidigung zu
leisten. Der Beitrag umfaßt die nötig gewesenen
und vom Angeklagten wirklich bestrittenen baren
Auslagen und außer im Fall des §41 Abs. 2 auch
einen Pauschalbeitrag zu den Kosten des Verteidi-
gers, dessen sich der Angeklagte bedient. Der Pau-
schalbeitrag ist unter Bedachtnahme auf den
Umfang und die Schwierigkeit der Verteidigung
und das Ausmaß des notwendigen oder zweckmä-
ßigen Einsatzes des Verteidigers festzusetzen. Er
darf folgende Beträge nicht übersteigen:

1. im Verfahren vor den Geschwor-
nengerichten 20000 S,
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2. im Verfahren vor den Schöffen-
gerichten 10000 S,

3. im Verfahren vor dem Einzel-
richter des Gerichtshofes erster
Instanz 5000 S.

(2) Wird ein vor einem Geschwornen- oder
Schöffengericht Angeklagter lediglich einer in die
Zuständigkeit der Bezirksgerichte fallenden straf-
baren Handlung für schuldig erkannt, so gebührt
ihm ein angemessener Teil des im Fall eines Frei-
spruches oder einer Einstellung nach Abs. 1 zuste-
henden Beitrages.

(3) Der Ersatzanspruch ist ausgeschlossen,
soweit der Angeklagte den das Verfahren begrün-
denden Verdacht vorsätzlich herbeigeführt hat
oder das Verfahren lediglich deshalb beendet wor-
den ist, weil der Angeklagte die Tat im Zustand der
Zurechnungsunfähigkeit begangen hat oder weil
die Ermächtigung zur Strafverfolgung in der
Hauptverhandlung zurückgenommen worden ist.

(4) Der Antrag ist bei sonstigem Ausschluß bin-
nen vierzehn Tagen nach mündlicher Verkündung
oder Zustellung der das Verfahren erledigenden
Entscheidung oder Verfügung zu stellen, wenn
aber keine Verkündung oder Zustellung erfolgt ist,
längstens binnen drei Jahren nach der Entschei-
dung oder Verfügung.

(5) Gegen den Beschluß, mit dem über den
Antrag entschieden worden ist, steht dem Staatsan-
walt und dem Angeklagten die Beschwerde an den
Gerichtshof zweiter Instanz offen. Sie ist binnen
vierzehn Tagen einzubringen und hat aufschie-
bende Wirkung.

(6) Weitergehende Rechte des Angeklagten nach
diesem Bundesgesetz und dem Strafrechtlichen
Entschädigungsgesetz bleiben unberührt."

12. Dem § 458 wird folgender Absatz angefügt:

„(6) § 393 a ist im Verfahren vor den Bezirksge-
richten nicht anzuwenden."

13. § 471 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ist der Angeklagte verhaftet, so hat der
Gerichtshof seine Vorführung zu veranlassen,
wenn dies der Angeklagte in seiner Berufung oder
Gegenausführung beantragt hat oder die Vorfüh-
rung sonst im Interesse der Rechtspflege geboten
erscheint."

14. Im § 501 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Das Gericht darf ein Strafverfahren wegen
eines mit nicht mehr als sechsmonatiger Freiheits-
strafe bedrohten Vergehens nach dem Militärstraf-
gesetz aber nicht einleiten, ein eingeleitetes Verfah-
ren vorläufig nicht fortsetzen, sobald ihm bekannt-
geworden ist, daß wegen der Tat ein militärisches
Ordnungsstrafverfahren oder Disziplinarverfahren
durchgeführt wird. Handelt es sich um ein mit
mehr als sechsmonatiger, aber nicht mehr als zwei-

jähriger Freiheitsstrafe bedrohtes Vergehen nach
dem Militärstrafgesetz, so kann das Gericht die
Einleitung oder Fortsetzung des Verfahrens auf-
schieben, wenn dies im Hinblick auf ein wegen der
Tat durchgeführtes militärisches Ordnungsstrafver-
fahren oder Disziplinarverfahren zweckmäßig
erscheint. Solange das gerichtliche Strafverfahren
nicht eingeleitet oder fortgesetzt wird, ruht die
Verjährung.

(3) Der Staatsanwalt kann von der Verfolgung
eines mit nicht mehr als sechsmonatiger Freiheits-
strafe bedrohten Vergehens nach dem Militärstraf-
gesetz absehen oder zurücktreten, wenn anzuneh-
men ist, daß das Gericht nach § 42 StGB vorgehen
würde."

Artikel II

Änderungen des Heeresdisziplinargesetzes

Im § 4 Abs. 2 des Heeresdisziplinargesetzes,
BGBl. Nr. 151/1956, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 369/1975 hat der erste Satz zu
lauten:

„(2) Das Ordnungsstrafverfahren oder das Diszi-
plinarverfahren wegen einer Tat, die auch gericht-
lich zu ahnden ist, hat bis zur rechtskräftigen Been-
digung des strafgerichtlichen Verfahrens zu ruhen,
es sei denn, daß entweder

a) die Tat eine mit keiner strengeren Strafe als
einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe be-
drohte strafbare Handlung nach dem Militär-
strafgesetz, BGBl. Nr. 344/1970, ist oder

b) die Tat eine mit keiner strengeren Strafe als
einer zweijährigen Freiheitsstrafe bedrohte
strafbare Handlung nach dem Militärstrafge-
setz und die unverzügliche Durchführung
eines Ordnungsstrafverfahrens oder Diszipli-
narverfahrens zur Aufrechterhaltung der Dis-
ziplin und Ordnung zwingend geboten ist."

Artikel III

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1983 in
Kraft, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
wird.

(2) Die durch Art. I Z 8 bis 13 angeordneten
Änderungen der Strafprozeßordnung treten mit
1. Jänner 1984 in Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Diese
Verordnungen dürfen frühestens mit 1. Juli 1983,
soweit sie sich aber auf die im vorstehenden Abs. 2
bezeichneten Bestimmungen gründen, frühestens
mit 1. Jänner 1984 in Kraft treten.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Art. I der Bundesminister für
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Justiz und hinsichtlich des Art. II der Bundesmini-
ster für Landesverteidigung betraut.

Kirchschläger

Kreisky

169 . Bundesgesetz vom 2. März 1983, mit
dem das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 31. März 1965, BGBl.
Nr. 80, über die Beschränkung der Schadenersatz-
pflicht der Dienstnehmer (Dienstnehmerhaft-
pflichtgesetz) wird wie folgt geändert:

1. Die Abs. 1 und 2 des § 2 haben zu lauten:

„(1) Hat ein Dienstnehmer bei Erbringung seiner
Dienstleistungen dem Dienstgeber durch ein Verse-
hen einen Schaden zugefügt, so kann das Gericht
aus Gründen der Billigkeit den Ersatz mäßigen
oder, sofern der Schaden durch einen minderen
Grad des Versehens zugefügt worden ist, auch
ganz erlassen.

(2) Bei der Entscheidung über die Ersatzpflicht
im Sinn des Abs. 1 hat das Gericht vor allem auf
das Ausmaß des Verschuldens des Dienstnehmers
und außerdem insbesondere auf folgende
Umstände Bedacht zu nehmen:

1. auf das Ausmaß der mit der ausgeübten Tätig-
keit verbundenen Verantwortung,

2. inwieweit bei der Bemessung des Entgelts ein
mit der ausgeübten Tätigkeit verbundenes
Wagnis berücksichtigt worden ist,

3. auf den Grad der Ausbildung des Dienstneh-
mers,

4. auf die Bedingungen, unter denen die Dienst-
leistung zu erbringen war und

5. ob mit der vom Dienstnehmer erbrachten
Dienstleistung erfahrungsgemäß die nur
schwer vermeidbare Möglichkeit oder Wahr-
scheinlichkeit des Eintritts eines Schadens ver-
bunden ist."

2. Der bisherige Abs. 2 des § 2 erhält die
Bezeichnung Abs. 3.

3. Der Abs. 2 des § 3 hat zu lauten:

„(2) Hat der Dienstnehmer im Einverständnis
mit dem Dienstgeber oder auf Grund eines rechts-
kräftigen Urteils dem Dritten den durch ein Verse-
hen zugefügten Schaden ersetzt, so kann er die
Vergütung des solcherart Geleisteten und der ihm
erwachsenen notwendigen Prozeß- und Exeku-
tionskosten zum Teil oder, sofern der Schaden
durch einen minderen Grad des Versehens zuge-
fügt worden ist, zur Gänze vom Dienstgeber ver-

langen, wenn der Dienstgeber auf Grund der
§§ 1313 a bis 1316 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches oder auf Grund einer anderen
gesetzlichen Verpflichtung vom Dritten zum Ersatz
des Schadens in Anspruch hätte genommen werden
können und das Verlangen des Dienstnehmers der
Billigkeit entspricht. § 2 Abs. 2 ist anzuwenden."

4. Der Abs. 2 des § 4 hat zu lauten:

„(2) Hat der Dienstgeber im Einverständnis mit
dem Dienstnehmer oder auf Grund eines rechts-
kräftigen Urteils dem Dritten den Schaden ersetzt,
so hat er einen die Vergütung des solcherart Gelei-
steten und der ihm erwachsenen notwendigen Pro-
zeß- und Exekutionskosten umfassenden Rück-
griffsanspruch gegen den Dienstnehmer, es sei
denn, daß der Dienstnehmer den Schaden durch
ein Versehen zugefügt hat und das Gericht aus
Gründen der Billigkeit den Rückersatz mäßigt
oder, sofern der Schaden durch einen minderen
Grad des Versehens zugefügt worden ist, ganz
erläßt. § 2 Abs. 2 ist anzuwenden."

Artikel II

Auf Schadensfälle, die vor dem Inkrafttreten die-
ses Bundesgesetzes eingetreten sind, sind die bishe-
rigen Bestimmungen anzuwenden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger

Kreisky

170 . Bundesgesetz vom 3. März 1983, mit
dem das Staatsbürgerschaftsgesetz 1965
(Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1983) und

das Gebührengesetz 1957 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Staatsbürgerschaftsgesetz 1965, BGBl.
Nr. 250, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 394/1973, 703/1974 und 403/1977 wird wie
folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut des § 5 ist als „(1)" zu
bezeichnen. Als neuer Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Für den Ehegatten eines Staatsbürgers, der
in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen
Gebietskörperschaft steht und seinen Dienstort im
Ausland hat (Auslandsbeamter), gilt für Belange
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dieses Bundesgesetzes Wien als ordentlicher Wohn-
sitz, sofern er mit. dem Auslandsbeamten in dauern-
der Haushaltsgemeinschaft lebt und keinen ordent-
lichen Wohnsitz im Inland hat. Das gleiche gilt
sinngemäß für den Ehegatten eines Staatsbürgers,
der in einem Dienstverhältnis zur Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft steht und seinen
Dienstort im Ausland hat."

2. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. Die Staatsbürgerschaft wird erworben
durch

1. Abstammung (Legitimation) (§§ 7 und 8);
2. Verleihung (Erstreckung der Verleihung)

(§§ 10 bis 24);
3. Dienstantritt als Ordentlicher Universitäts-

professor oder als Ordentlicher oder Außer-
ordentlicher Hochschulprofessor (§ 25
Abs. 1);

4. Erklärung (§ 25 Abs. 2);
5. Anzeige der Wohnsitzbegründung (§ 58 c)."

3. § 7 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Eheliche Kinder erwerben die Staats-
bürgerschaft mit der Geburt, wenn

a) in diesem Zeitpunkt ein Elternteil Staatsbür-
ger ist oder

b) ein Elternteil, der vorher verstorben ist, am
Tage seines Ablebens Staatsbürger war."

4. § 7 Abs. 2 hat zu entfallen.

5. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Uneheliche Kinder erwerben die Staats-
bürgerschaft mit der Geburt, wenn ihre Mutter in
diesem Zeitpunkt Staatsbürger ist."

6. § 8 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Das gleiche gilt für eine Person, die im
Gebiet der Republik geboren wird, wenn

a) bei ehelicher Geburt ein Elternteil,
b) bei unehelicher Geburt die Mutter im Gebiet

der Republik geboren worden ist.

(3) Abs. 1 gilt auch für Personen, die vor dem
1. September 1983 im Gebiet der Republik aufge-
funden worden sind, Abs. 2 auch für Personen, die
vor diesem Tag geboren worden sind, wenn ihr
ehelicher Vater oder ihre uneheliche Mutter im
Gebiet der Republik geboren worden ist."

7. § 9 und dessen Überschrift „Erklärung" haben
zu entfallen.

8. § 10 Abs. 1 Z 2 bis 4 haben zu lauten:

„2. er durch ein inländisches Gericht
a) weder wegen einer oder mehrerer mit

Vorsatz begangener strafbarer Handlun-
gen zu einer Freiheitsstrafe von mehr als
sechs Monaten

b) noch wegen eines Finanzvergehens zu
einer Freiheitsstrafe rechtskräftig verur-
teilt worden ist;

hiebei stehen der Verleihung der Staatsbür-
gerschaft auch Verurteilungen wegen einer
strafbaren Handlung entgegen, die der
Fremde vor der Vollendung des 18. Lebens-
jahres begangen hat;

3. gegen ihn nicht
a) wegen des Verdachtes einer oder meh-

rerer mit Vorsatz begangener strafbarer
Handlungen, die mit einer Freiheitsstrafe
von mehr als sechs Monaten bedroht sind,
noch

b) wegen des Verdachtes eines mit Freiheits-
strafe bedrohten Finanzvergehens

bei einem inländischen Gericht ein Strafver-
fahren anhängig ist;

4. er nicht von einem ausländischen Gericht
wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz
begangener Handlungen zu einer Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten rechtskräf-
tig verurteilt worden ist, sofern die Handlung
auch nach österreichischem Recht gerichtlich
strafbar und die Verurteilung in einem nach
den Grundsätzen des Art. 6 der Europäischen
Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl.
Nr. 210/1958, entsprechenden Verfahren
ergangen ist;"

9. Im § 10 Abs. 2 lit. a und § 11 sind nach den
Worten „Konvention vom 28. Juli 1951, BGBl.
Nr. 55/1955," die Worte „oder des Protokolls,
BGBl. Nr. 78/1974," einzufügen.

10. Nach § 11 ist folgender § 11 a einzufügen:

„§ 11 a. Einem Fremden ist unter den Vorausset-
zungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8 und Abs. 2 die
Staatsbürgerschaft zu verleihen, wenn

1. sein Ehegatte Staatsbürger ist,
2. die Ehe weder von Tisch und Bett noch sonst

ohne Auflösung des Ehebandes gerichtlich
geschieden ist,

3. er nicht infolge der Entziehung der Staatsbür-
gerschaft nach § 33 Fremder ist und

4. a) die Ehe seit mindestens einem Jahr auf-
recht ist und er seinen ordentlichen
Wohnsitz seit mindestens vier Jahren
ununterbrochen im Gebiet der Republik
hat oder bei einer Ehedauer von minde-
stens zwei Jahren ein solcher Wohnsitz
seit mindestens drei Jahren besteht oder

b) die Ehe seit mindestens fünf Jahren auf-
recht und sein Ehegatte seit mindestens
zehn Jahren ununterbrochen Staatsbürger
ist."

11. § 12 lit. d hat zu lauten:
„d) die Staatsbürgerschaft nach § 17 durch

Erstreckung der Verleihung nur deshalb
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nicht erwerben kann, weil der hiefür maß-
gebende Elternteil (Wahlelternteil) bereits
Staatsbürger ist."

12. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. Einer Frau ist unter den Voraussetzungen
des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8 und Abs. 2 die Staatsbür-
gerschaft zu verleihen, wenn

1. sie vor dem 1. September 1983 die Staatsbür-
gerschaft dadurch verloren hat, daß sie
a) einen Fremden geheiratet,
b) gleichzeitig mit ihrem Ehegatten dieselbe

fremde Staatsangehörigkeit erworben
oder

c) während ihrer Ehe mit einem Fremden
dessen Staatsangehörigkeit erworben hat;

2. sie seither Fremder ist;
3. die Ehe durch den Tod des Ehegatten oder

sonst dem Bande nach aufgelöst ist und
4. sie die Verleihung der Staatsbürgerschaft bin-

nen zwei Jahren nach der Auflösung der Ehe
beantragt."

13. a) Dem § 14 Abs. 1 Z 4 wird folgender Satz-
teil beigefügt:

„ , die vom ausländischen Gericht verhängte Frei-
heitsstrafe auch nach österreichischem Recht
gerichtlich strafbar ist und die Verurteilung in
einem nach den Grundsätzen des Art. 6 der Euro-
päischen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958,
entsprechenden Verfahren ergangen ist"

b) § 14 Abs. 2 hat zu entfallen. Der bisherige
Abs. 3 ist als Abs. 2 zu bezeichnen.

14. Der bisherige Wortlaut des § 15 ist als „(1)"
zu bezeichnen. Der Einleitungssatz des § 15 Abs. 1
hat zu lauten:

„§ 15. (1) Der Lauf der Wohnsitzfristen nach
§ 10 Abs. 1 Z 1 und Abs. 3, § 11 a Z 4 lit. a, § 12
lit. a und b sowie § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a wird unter-
brochen durch"

15. Dem § 15 ist folgender Abs. 2 anzufügen:

„(2) Eine Unterbrechung des Fristenlaufes
gemäß Abs. 1 lit. a ist nicht zu beachten, wenn das
Aufenthaltsverbot deshalb aufgehoben wurde, weil
sich seine Erlassung in der Folge als unbegründet
erwiesen hat."

16. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. (1) Die Verleihung der Staatsbürgerschaft
an einen Fremden ist unter den Voraussetzungen
des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8 und Abs. 2 auf seinen Ehe-
gatten zu erstrecken, wenn

1. die Ehe weder von Tisch und Bett noch sonst
ohne Auflösung des Ehebandes gerichtlich
geschieden ist;

2. er nicht infolge der Entziehung der Staatsbür-
gerschaft nach § 33 Fremder ist und

3. a) die Ehe seit mindestens einem Jahr auf-
recht ist und er seinen ordentlichen

Wohnsitz seit mindestens vier Jahren
ununterbrochen im Gebiet der Republik
hat oder bei einer Ehedauer von minde-
stens zwei Jahren ein solcher Wohnsitz
seit mindestens drei Jahren besteht oder

b) die Ehe seit mindestens fünf Jahren auf-
recht ist.

(2) Das Fehlen der Voraussetzungen nach Abs. 1
Z 3 und § 10 Abs. 2 steht der Erstreckung nicht ent-
gegen, wenn die Staatsbürgerschaft nach § 10
Abs. 4 verliehen wird."

17. § 17 hat zu lauten:

„§ 17. (1) Die Verleihung der Staatsbürgerschaft
ist unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2
bis 8 und Abs. 2 zu erstrecken auf

1. die ehelichen Kinder des Fremden,

2. die unehelichen Kinder der Frau,

3. die unehelichen Kinder des Mannes, wenn
seine Vaterschaft festgestellt oder anerkannt
ist und ihm die Pflege und Erziehung der
Kinder zusteht,

4. die Wahlkinder des Fremden,
sofern die Kinder minderjährig, ledig und nicht
infolge der Entziehung der Staatsbürgerschaft nach
§ 33 Fremde sind.

(2) Die Verleihung der Staatsbürgerschaft ist
unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 weiters
auf die unehelichen Kinder der im Abs. 1 genann-
ten Nachkommen zu erstrecken, soweit letztere
weiblichen Geschlechtes sind und die Verleihung
der Staatsbürgerschaft auf sie erstreckt wird.

(3) Die Voraussetzung der Minderjährigkeit ent-
fällt bei einem behinderten Kind, wenn die Behin-
derung erheblich ist und das Kind mit dem für die
Erstreckung der Verleihung maßgebenden Eltern-
teil im gemeinsamen Haushalt lebt oder diesem die
Sorgepflicht für das Kind obliegt und er seiner
Unterhaltspflicht nachkommt. Als erheblich behin-
dert im Sinne dieser Bestimmung gelten Personen,
die infolge eines Leidens oder Gebrechens in ihrer
körperlichen oder geistigen Fähigkeit so wesentlich
beeinträchtigt sind, daß sie einer besonderen Pflege
oder eines besonderen Unterhaltsaufwandes bedür-
fen und voraussichtlich dauernd nicht fähig sind,
sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. Die erheb-
liche Behinderung ist durch ein Zeugnis eines inlän-
dischen Amtsarztes nachzuweisen.

(4) Das Fehlen der Voraussetzung nach § 10
Abs. 2 steht der Erstreckung nicht entgegen, wenn
die Staatsbürgerschaft nach § 10 Abs. 4 verliehen
wird."

18. Im § 19 Abs. 3 letzter Satz ist zwischen den
Worten „jenes Gericht" das Wort „inländische"
einzufügen.

19. § 20 Abs. 1 hat zu lauten:
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„§ 20. (1) Einem Fremden ist die Verleihung der
Staatsbürgerschaft (Erstreckung der Verleihung)
zunächst für den Fall zuzusichern, daß er binnen
zwei Jahren das Ausscheiden aus dem Verband sei-
nes bisherigen Heimatstaates nachweist, wenn

1. er weder staatenlos noch Flüchtling im Sinne
der Konvention vom 28. Juli 1951, BGBl.
Nr. 55/1955, oder des Protokolls, BGBl.
Nr. 78/1974, über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge ist,

2. weder § 10 Abs. 4 noch die §§ 16 Abs. 2 oder
17 Abs. 4 Anwendung finden und

3. ihm durch die Zusicherung das Ausscheiden
aus dem Verband seines bisherigen Heimat-
staates ermöglicht wird oder erleichtert wer-
den könnte."

20. § 25 mit Überschrift hat zu lauten:

„Dienstantritt als Ordentlicher Universitätsprofes-
sor oder als Ordentlicher oder Außerordentlicher

Hochschulprofessor

§ 25. (1) (Verfassungsbestimmung) Ein Fremder
erwirbt die Staatsbürgerschaft durch den Dienstan-
tritt als Ordentlicher Universitätsprofessor an einer
inländischen Universität oder als Ordentlicher oder
Außerordentlicher Hochschulprofessor an der Aka-
demie der bildenden Künste oder an einer inländi-
schen Kunsthochschule.

(2) Unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1
Z 2 bis 8 erwerben durch die Erklärung, der Repu-
blik als getreue Staatsbürger angehören zu wollen,
vom Dienstantritt des Universitäts-(Hochschul-)
Professors an die Staatsbürgerschaft

1. sein Ehegatte, wenn die Ehe weder von Tisch
und Bett noch sonst ohne Auflösung des Ehe-
bandes gerichtlich geschieden ist und dieser
nicht infolge der Entziehung der Staatsbür-
gerschaft nach § 33 Fremder ist;

2. seine Kinder, wenn im Falle einer Verleihung
der Staatsbürgerschaft diese nach § 17 auf sie
hätte erstreckt werden können.

(3) Die Erklärungen nach Abs. 2 sind innerhalb
eines Jahres, nachdem der Universitäts-(Hoch-
schul-)Professor seinen Dienst angetreten hat,
schriftlich bei der nach § 39 zuständigen Behörde
abzugeben. § 19 Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwen-
den. Liegen die Voraussetzungen vor, so hat die
Behörde den Erwerb der Staatsbürgerschaft zu
bestätigen."

21. § 26 Z 2 hat zu entfallen. Die Z 3 bis 5 sind
als Z 2 bis 4 zu bezeichnen.

22. § 29 hat zu lauten:

„§ 29. (1) Verliert ein Staatsbürger nach § 27 die
Staatsbürgerschaft, so erstreckt sich der Verlust auf

1. seine ehelichen Kinder,
2. seine Wahlkinder,

sofern sie minderjährig und ledig sind und ihm von
Rechts wegen in die fremde Staatsangehörigkeit
folgen oder folgen würden, wenn sie diese nicht
bereits besäßen, es sei denn, der andere Elternteil
(Wahlelternteil) ist weiterhin Staatsbürger.

(2) Der Verlust erstreckt sich auch auf die min-
derjährigen ledigen unehelichen Kinder des Staats-
bürgers, die ihm von Rechts wegen in die fremde
Staatsangehörigkeit folgen, wenn deren gesetzli-
cher Vertreter dem Erwerb der fremden Staatsan-
gehörigkeit vorher ausdrücklich zugestimmt hat,
auf die unehelichen Kinder des Mannes jedoch nur,
wenn seine Vaterschaft festgestellt oder anerkannt
ist und ihm die Pflege und Erziehung der Kinder
zusteht. § 27 Abs. 2 letzter Satz ist anzuwenden."

23. Im § 30 sind die Worte „bescheinigen" und
„Bescheinigung" durch „bestätigen" und „Bestäti-
gung" zu ersetzen.

24. § 31 und dessen Überschrift haben zu entfal-
len.

25. § 34 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 34. (1) Einem Staatsbürger ist die Staatsbür-
gerschaft ferner zu entziehen, wenn

1. er sie vor mehr als zwei Jahren durch Verlei-
hung oder durch die Erstreckung der Verlei-
hung nach diesem Bundesgesetz erworben
hat,

2. hiebei weder § 10 Abs. 4 noch die §§ 16 Abs. 2
oder 17 Abs. 4 angewendet worden sind,

3. er am Tag der Verleihung (Erstreckung der
Verleihung) kein Flüchtling im Sinne der
Konvention vom 28. Juli 1951, BGBl.
Nr. 55/1955, oder des Protokolls, BGBl.
Nr. 78/1974, über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge gewesen ist und

4. er trotz des Erwerbes der Staatsbürgerschaft
seither aus Gründen, die er zu vertreten hat,
eine fremde Staatsangehörigkeit beibehalten
hat."

26. Im § 35 sind die Worte "des Bundesministe-
riums für Inneres" und „Das Bundesministerium
für Inneres" durch- „des Bundesministers für Inne-
res" und „Der Bundesminister für Inneres" zu
ersetzen.

27. § 37 Abs. 1 Z 3 hat zu lauten:

„3. sofern männlichen Geschlechtes, er kein
Angehöriger des Bundesheeres ist und

a) das 16. Lebensjahr noch nicht oder das
36. Lebensjahr bereits vollendet hat,

b) den ordentlichen Präsenzdienst oder den
ordentlichen Zivildienst geleistet hat,

c) von der Stellungskommission als untauglich
oder vom zuständigen Amtsarzt als dauernd
unfähig zu jedem Zivildienst festgestellt wor-
den ist,
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d) wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwä-
che von der Einberufung in das Bundesheer
ausgeschlossen ist oder

e) seine Militärdienstpflicht oder eine an deren
Stelle tretende Dienstverpflichtung in einem
anderen Staat, dessen Angehöriger er ist,
erfüllt hat und deshalb auf Grund eines zwi-
schenstaatlichen Vertrages oder eines inter-
nationalen Übereinkommens von der Lei-
stung des ordentlichen Präsenzdienstes oder
ordentlichen Zivildienstes befreit ist."

28. Im § 37 Abs. 2 ist das Wort „zehn" durch
„fünf" zu ersetzen.

29. § 39 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 39. (1) Zur Erlassung von Bescheiden in
Angelegenheiten der Staatsbürgerschaft sowie zur
Bestätigung des Erwerbes der Staatsbürgerschaft
nach § 25 Abs. 3 oder § 58 c Abs. 2 ist unbeschadet
der Bestimmungen des § 41 die Landesregierung
zuständig."

30. Im § 39 Abs. 2 sind nach dem Wort
"Bescheid" die Worte „oder die Bestätigung" ein-
zufügen.

31. Im §41 Abs. 1 und Abs. 2 (Verfassungsbe-
stimmung) sind die Worte „Bescheinigung" und
„Bescheinigungen" jeweils durch „Bestätigung"
und „Bestätigungen" zu ersetzen.

32. § 41 Abs. 4 hat zu entfallen.

33. Im § 42 Abs. 2 sind die Worte „das Bundes-
ministerium für Inneres" jeweils durch „der Bun-
desminister für Inneres" zu ersetzen.

34. Im § 43 ist das Wort „Bescheinigung" jeweils
durch „Bestätigung" zu ersetzen.

35. § 44 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 44. (1) Die Bestätigung, daß eine bestimmte
Person die Staatsbürgerschaft besitzt, ist aus-
schließlich nach dem durch Verordnung des Bun-
desministers für Inneres zu bestimmenden Muster
auszustellen (Staatsbürgerschaftsnachweis)."

36. Im § 45 sind die Worte „Bescheinigung" und
„Bescheinigungen" durch „Bestätigung" und
„Bestätigungen" zu ersetzen.

37. § 46 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„§ 46. (1) Die Form der gemäß § 23 Abs. 1, § 25
Abs. 3, § 28 Abs. 4, § 30 Abs. 1, § 38 Abs. 3, § 44
und § 58 c Abs. 2 auszufertigenden Urkunden wird
durch Verordnung des Bundesministers für Inneres
bestimmt."

38. Im § 46 Abs. 2 hat das Wort „ausschließlich"
zu entfallen und sind die Worte „Das Bundesmini-
sterium für Inneres" und „vom Bundesministerium
für Inneres" durch „Der Bundesminister für Inne-
res" und „vom Bundesminister für Inneres" zu
ersetzen.

39. § 47 Abs. 2 lit. a erster Halbsatz hat zu lau-
ten:

„a) der Leiter, das ist der Bürgermeister, der die
Personenstandsangelegenheiten der zusam-
mengeschlossenen Gemeinden nach den per-
sonenstandsrechtlichen Vorschriften zu
besorgen hat;"

40. § 50 hat zu lauten:

„§ 50. (1) Die Staatsbürgerschaftsevidenz ist für
jede Gemeinde gesondert in Form einer Kartei zu
führen. Durch Verordnung des Bundesministers für
Inneres können nähere Bestimmungen über das
Ausmaß und die Ausgestaltung der Karteiblätter
sowie über die Einrichtung der Kartei getroffen
werden.

(2) Die Staatsbürgerschaftsevidenz kann auto-
mationsunterstützt geführt werden.

41. § 51 ist folgender Satz anzufügen:

„In die Staatsbürgerschaftsevidenz sind Verstor-
bene, die dort noch nicht verzeichnet sind, nur
dann aufzunehmen, wenn die den Staatsbürger-
schaftserwerb begründenden Umstände bekannt
sind und keiner weiteren Ermittlungen bedürfen
oder ein Feststellungsbescheid nach § 42 erlassen
oder eine Bestätigung nach § 43 ausgestellt worden
ist."

42. § 53 hat zu lauten:

„§ 53. Der Evidenzstelle ist unverzüglich mitzu-
teilen

1. vom Amt der Landesregierung:
jeder von der Landesregierung in Angelegen-
heiten der Staatsbürgerschaft erlassene
Bescheid und jede von ihr ausgestellte Bestäti-
gung des Erwerbes der Staatsbürgerschaft
nach § 25 Abs. 3 oder § 58 c Abs. 2;

2. vom Gericht:
a) die Einwilligung nach § 27 Abs. 2 und § 29

Abs. 2;
b) die Nichtigerklärung einer Ehe, wenn

bloß einer der Ehegatten am Tag der Ehe-
schließung Staatsbürger war oder wenn
am Tag der Nichtigerklärung mindestens
einer der Ehegatten Staatsbürger ist oder
bis dahin als solcher gegolten hat;

c) die Feststellung der Ehelichkeit oder
Unehelichkeit eines Kindes, wenn im Zeit-
punkt seiner Geburt zumindest ein Eltern-
teil Staatsbürger war, und

d) der Beschluß, womit ein Staatsbürger für
tot erklärt oder der Beweis seines Todes
als hergestellt erkannt wird;

3. vom Bundesministerium für Justiz:
a) die Legitimation eines Staatsbürgers oder

eines minderjährigen ledigen Fremden
durch Entschließung des Bundespräsiden-
ten; ist das legitimierte Kind weiblichen
Geschlechtes, so sind gegebenenfalls auch
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dessen uneheliche Kinder bekanntzuge-
ben, und

b) die Anerkennung eines ausländischen
Urteiles, das eine Ehe für nichtig erklärt,
wenn die Voraussetzungen der Z 2 lit. b
vorliegen;

4. von der österreichischen Vertretungsbehörde
im Ausland:
jede von ihr in Angelegenheiten der Staats-
bürgerschaft ausgestellte Bestätigung;

5. von der Gemeinde (Gemeindeverband):
a) die in ihrem Bereich beurkundete Geburt

eines Staatsbürgers;
b) jede von ihr in Angelegenheiten der

Staatsbürgerschaft ausgestellte Bestäti-
gung;

c) die Legitimation eines minderjährigen
ledigen Fremden durch die beurkundete
Eheschließung seiner Eltern, wenn der
Vater des Kindes Staatsbürger ist; ist das
legitimierte Kind weiblichen Geschlechtes,
so sind gegebenenfalls auch dessen unehe-
liche Kinder bekanntzugeben;

d) die Legitimation eines Staatsbürgers durch
die beurkundete Eheschließung seiner
Eltern;

e) die in ihrem Bereich beurkundete Ehe-
schließung eines Staatsbürgers, soweit
durch die Ehe eine Änderung des Fami-
liennamens des Staatsbürgers eintritt und

f) das in ihrem Bereich beurkundete Ableben
eines Staatsbürgers;

6. von den im § 25 genannten Lehranstalten:
der Dienstantritt eines Fremden als Ordentli-
cher Universitätsprofessor oder als Ordentli-
cher oder Außerordentlicher Hochschulpro-
fessor."

43. Die §§ 57, 58, 58 a, 58 b, 59 und 60 haben zu
entfallen.

44. Im § 58 c Abs. 2 ist das Wort „bescheinigen"
durch „bestätigen" zu ersetzen.

45. Im § 62 sind die Worte „Das Bundesministe-
rium für Inneres" durch „Der Bundesminister für
Inneres" zu ersetzen.

46. Im § 66 Z 1 ist das Wort „Bundesministe-
rium" jeweils durch „Bundesminister" unter ent-
sprechender Abänderung des bestimmten Artikels
zu ersetzen.

ARTIKEL II

Übergangsbestimmung

(1) Vor dem 1. September 1983 geborene eheli-
che und legitimierte Kinder erwerben unter den
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8 StbG
1965 die Staatsbürgerschaft durch die Erklärung,

der Republik als getreue Staatsbürger angehören
zu wollen, wenn

1. sie ledig sind und am 1. September 1983 das
19. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

2. sie nie Staatsbürger waren oder die mit der
Geburt erworbene Staatsbürgerschaft durch
Legitimation verloren haben und

3. die Mutter Staatsbürger ist und die Staatsbür-
gerschaft auch am Tag der Geburt des Kindes
besessen hat.

(2) Die Erklärung ist innerhalb von drei Jahren
ab dem 1. September 1983 schriftlich bei der nach
§ 39 StbG 1965 zuständigen Behörde abzugeben.
§ 19 Abs. 2 und 3 StbG 1965 sind sinngemäß mit
der Maßgabe anzuwenden, daß die Zustimmung
des gesetzlichen Vertreters oder die Einwilligung
des Gerichtes auch nach der Abgabe der Erklärung
erteilt werden kann.

(3) Ist das Kind nicht eigenberechtigt, im Gebiet
der Republik geboren und hat es in diesem seit der
Geburt ununterbrochen seinen ordentlichen Wohn-
sitz, so kann die Erklärung auch von der Mutter
kraft eigenen Rechtes abgegeben werden.

(4) Liegen die in den Abs. 1 bis 3 angeführten
Voraussetzungen vor, hat die Behörde mit schriftli-
chem Bescheid festzustellen, daß die Staatsbürger-
schaft mit dem Tag des Einlangens der Erklärung
bei der zuständigen Behörde erworben wurde. Die
Form des Bescheides wird durch Verordnung des
Bundesministers für Inneres bestimmt. § 46 StbG
1965 gilt sinngemäß.

ARTIKEL III

Gebührenrechtlich« Bestimmungen

A. Der Erwerb der Staatsbürgerschaft durch
Erklärung nach Artikel II ist von den Stempelge-
bühren gemäß § 14 TP 2 Gebührengesetz 1957 be-
freit.

B. Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267,
zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 570/1982 wird wie folgt geändert:

1. § 14 TP 2 Abs. 1 Z 3 lit. c hat zu lauten:
„c) durch Erstreckung der Verleihung auf den

Ehegatten 1 400 S."
2. § 14 TP 2 Abs. 3 hat zu entfallen.

ARTIKEL IV

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1983 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden, treten
jedoch frühestens mit diesem Bundesgesetz in
Kraft.
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ARTIKEL V

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

1. soweit sie dem Bund zukommt, hinsichtlich

a) Art. I Z 18 (§ 19 Abs. 3) und Z 42 (§ 53
Z 2 und 3) der Bundesminister für Justiz,

b) Art. I Z 31 (§41 Abs. 2) und Z 42 (§53
Z 4) der Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten,

c) Art. I Z 42 (§ 53 Z 6) der Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung,

jeweils im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Inneres;

d) Art. III der Bundesminister für Finanzen,
sonst

e) der Bundesminister für Inneres;

2. soweit sie dem Land zukommt, die Landesre-
gierung.

Kirchschläger

Kreisky


